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Allgemeinverfügung  

der SAM Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH  
zur Nachweisführung bei ungefährlichen HBCD-haltigen Dämmstoffen  

aus Bau- und Handwerkstätigkeit 
 
Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 3 POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung (POP-Abfall-ÜberwV) in 
Verbindung mit § 26 Abs. 1 Satz 1 der Nachweisverordnung (NachwV) ergeht folgende  
 

Allgemeinverfügung: 
Die Nachweisführung über ungefährliche HBCD-haltige Dämmstoffe, welche im Rahmen der 
eigenen Tätigkeit eines Bau- oder Handwerksbetriebes (nachfolgend: Dienstleister) in Rhein-
land-Pfalz anfallen und anschließend auch in Rheinland-Pfalz entsorgt werden, kann wie 
nachfolgend dargestellt erfolgen: 
1.  Der Dienstleister bzw. sein Auftraggeber führt einen elektronischen Entsorgungsnach-

weis sowie elektronische Begleitscheine (entsprechend der §§ 3 ff. und 10 ff. NachwV). 
Soweit der Dienstleister Besitzer der bei seiner Tätigkeit anfallenden Abfälle wird, hat er 
die gleichen Pflichten zur Nachweisführung wie sein Auftraggeber als Abfallerzeuger. Im 
Ergebnis muss daher der erforderliche Nachweis von zumindest einem der Beteiligten 
geführt werden (vgl. Rdnr. 72 der  Mitteilung 27 der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Abfall – LAGA, Vollzugshilfe zum abfallrechtlichen Nachweisverfahren, Stand: 
30.09.2009). 

2.  Oder die Abfälle werden auf der Baustelle von einem dazu befugten Einsammler (z.B. 
Containerdienst) mit einem elektronischen Sammelentsorgungsnachweis und elektroni-
schen Begleitscheinen abgeholt (Holsystem, entsprechend der §§ 9 und 13 NachwV). 
Der Dienstleister bzw. dessen Auftraggeber erhält bei Abholung einen Übernahme-
schein in Papierform als Beleg (entsprechend § 12 in Verbindung mit § 21 NachwV). 

3.  Oder der Dienstleister befördert die Abfälle ohne Entsorgungsnachweis und Begleit-
schein selbst zu einer dafür zugelassenen Entsorgungsanlage (z.B. Zwischenlager, Vor-
behandlungsanlage oder Verbrennungsanlage) oder zu seinem eigenen Betriebsgelän-
de (Bringsystem). Dies ist nur unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 
3.1  Es handelt sich um eine der nachfolgend genannten Abfallarten gemäß Abfallver-

zeichnis-Verordnung (AVV): 

Monofraktion 17 06 04  Dämmmaterial mit Ausnahme desjenigen, das 
unter 17 06 01* und 17 06 03* fällt 

Baumischabfall 
und Verbund-
stoffe 

17 09 04  gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit Ausnah-
me derjenigen, die unter 17 09 01*, 17 09 02* und 
17 09 03* fallen 

  * bedeutet gefährlicher Abfall 

3.2  Soweit der Dienstleister die in Ziff. 3.1 genannten POP-haltigen Abfälle ohne Ent-
sorgungsnachweis und Begleitschein zu einer dafür zugelassenen Entsorgungsan-
lage transportiert, erfolgt dort die Annahme der Abfälle durch den Anlagenbetreiber 
auf der Grundlage eines von ihm geführten Sammelentsorgungsnachweises und 
eines Begleitscheins (entsprechend §§ 9 und § 13 NachwV). Im Befördererfeld des 
Begleitscheins hat sich der Betreiber der Entsorgungsanlage selbst einzutragen 
und im Vermerkefeld die Eintragung „Selbstanlieferung“ vorzunehmen. 
Zudem erhält der anliefernde Dienstleister vom Betreiber der Entsorgungsanlage 
einen Übernahmeschein in Papierform (entsprechend § 12 NachwV). Im Vermer-
kefeld des Übernahmescheins ist die Baustelle einzutragen, von der die Abfälle 
stammen. 
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3.3  Der Dienstleister darf die in Ziff. 3.1 genannten POP-haltigen Abfälle nur dann oh-
ne Entsorgungsnachweis und Begleitschein zu seinem eigenen Betriebsgelände 
transportieren, wenn die Abfallmenge pro Abfallart und Baustelle maximal 2 Ton-
nen beträgt.  
Er muss sicherstellen, dass die zeitweilige Lagerung der Abfälle auf dem Betriebs-
gelände im Einklang mit den immissionsschutzrechtlichen, baurechtlichen, wasser-
rechtlichen, brandschutzrechtlichen und sonstigen rechtlichen Anforderungen er-
folgt und dass die ggf. erforderlichen Genehmigungen vorliegen (Hinweis: Dies ist 
mit der jeweils zuständigen Behörde zu klären). 
3.3.1  Die spätere Beförderung der Abfälle zu einer zugelassenen Entsorgungs-

anlage hat grundsätzlich durch einen Einsammler auf der Grundlage gülti-
ger Sammelentsorgungsnachweise und Begleitscheine zu erfolgen (Hol-
system ab Betriebsgelände, entsprechend §§ 9 und § 13 NachwV). Der 
Dienstleister erhält bei jeder Abholung einen Übernahmeschein in Papier-
form (entsprechend § 12 NachwV).  

3.3.2  Alternativ hierzu kann der Dienstleister die Abfälle selbst vom eigenen Be-
triebsgelände zu einer zugelassenen Entsorgungsanlage bringen (Bring-
system ab Betriebsgelände). In diesem Fall erfolgt die Nachweisführung 
gemäß Ziff. 3.2, wobei jedoch die ursprünglichen Anfallstellen (Baustellen) 
nicht im Vermerkefeld des Übernahmescheins angegeben werden müssen. 

3.4  Sowohl im Falle von Ziff. 3.2 als auch im Falle von Ziff. 3.3 hat der Dienstleister 
seinem Auftraggeber den Abtransport der Abfälle von der Baustelle vor Beginn des 
Transportes durch einen unterschriebenen Praxisbeleg (z.B. Lieferschein) mit fol-
genden Angaben zu bescheinigen:  
-  Abfallbezeichnung und Abfallschlüssel gemäß AVV,  
-  beförderte Abfallmenge in Tonnen (ggf. geschätzt),  
-  Abfuhrdatum,  
-  Name und Anschrift des Dienstleisters als Beförderer, 
-  Name und Anschrift des Auftraggebers unter Angabe der Baustelle, 
-  Name und Anschrift der Entsorgungsanlage bzw. entsprechende Angaben zum 

Betriebsgelände des Dienstleisters (je nachdem, wohin die Abfälle befördert 
werden). 

3.5  Eine Ausfertigung des nach Ziff. 3.4 zu führenden Praxisbelegs oder ein anderes 
Dokument mit denselben Angaben ist vom Dienstleister während des Transportes 
der Abfälle von der Baustelle zur Entsorgungsanlage bzw. zum eigenen Betriebs-
gelände mitzuführen und bei Kontrollen vorzulegen. 

3.6  Für den Fall, dass der Dienstleister im Falle von Ziff. 3.3.2 die Abfälle nach der 
zeitweiligen Lagerung auf seinem Betriebsgelände selbst zu einer zugelassenen 
Entsorgungsanlage transportiert, hat er während des Transportes ein Dokument 
mit folgenden Angaben mitzuführen: 
-  Abfallbezeichnung und Abfallschlüssel gemäß AVV,  
-  beförderte Abfallmenge in Tonnen (ggf. geschätzt),  
-  Abfuhrdatum,  
-  Name und Anschrift des Dienstleisters als Beförderer, 
-  Anschrift seines Betriebsgeländes, 
-  Name und Anschrift der Entsorgungsanlage. 
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3.7 Die Beteiligten haben die in den Ziff. 3.1 bis 3. 6 genannten und für sie bestimmten 
elektronischen Nachweisdokumente oder papiergebundenen Belege in ihr abfall-
rechtliches Register einzustellen (§ 5 Abs. 1 POP-Abfall-ÜberwV in Verbindung mit 
§§ 24 und 25 NachwV). Hinweis: Private Haushaltungen sind nicht registerpflichtig. 

3.8 Soweit für Abfalltransporte durch den Dienstleister nach den §§ 53 und 54 Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (KrWG) in Verbindung mit der Anzeige- und Erlaubnisver-
ordnung (AbfAEV) eine Anzeige- oder Erlaubnispflicht besteht, bleibt diese von der 
vorliegenden Allgemeinverfügung unberührt. Gleiches gilt für ggf. bestehende Ge-
nehmigungserfordernisse nach anderen Rechtsvorschriften. 

 
 

Nebenbestimmungen: 
1. Die mit der vorliegenden Allgemeinverfügung zugelassene Abweichung vom Nachweis-

verfahren kann jederzeit, auch nur gegenüber einzelnen Nachweispflichtigen, widerru-
fen oder mit Nebenbestimmungen (z.B. Bedingungen oder Auflagen) versehen werden, 
insbesondere bei einer Änderung der Vorschriften zur (elektronischen) Nachweis- und 
Registerführung oder bei Verstößen der nachweispflichtigen Personen gegen Be-
stimmungen dieser Allgemeinverfügung.  

2. Diese Allgemeinverfügung ergeht gebührenfrei.  
 
 

Begründung: 
Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 3 POP-Abfall-ÜberwV in Verbindung mit § 26 Abs. 1 Satz 1 NachwV 
kann die zuständige Behörde auf Antrag oder von Amts wegen einen zur Nachweisführung 
Verpflichteten von der Nachweisführung ganz oder für einzelne Abfallarten unter dem Vor-
behalt des Widerrufs freistellen, soweit dadurch eine Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit nicht zu befürchten ist. 
Im Rahmen der Tätigkeit von Dienstleistern fallen häufig ungefährliche HBCD-haltige 
Dämmstoffe an. Oftmals handelt es sich um kleinere Abfallmengen, die im Rahmen des 
Baustellenverkehrs beim Kunden mitgenommen und entweder direkt zu einer Entsorgungs-
anlage verbracht werden oder aber auf dem Betriebsgelände des Dienstleisters zur weiter-
gehenden Entsorgung bereitgestellt werden. In beiden Fällen sind gemäß § 4 Abs. 1 POP-
Abfall-ÜberwV grundsätzlich elektronische (Sammel-)Entsorgungsnachweise und Begleit-
scheine zu führen. Allerdings wird dies häufig als unverhältnismäßig angesehen. Die Alterna-
tive, nämlich die Auftraggeber auf die Abholung durch gewerbliche Entsorgungsunternehmen 
zu verweisen, bedeutet für viele Auftraggeber einen großen Aufwand und ist mit hohen Zu-
satzkosten verbunden. Zudem wäre dies vor allem bei nur geringen Abfallmengen (z.B. we-
nigen Dämmplatten, die im Rahmen einer Dachreparatur anfallen) kaum zumutbar. Vor die-
sem Hintergrund wird für die genannte Fallkonstellation durch Ziff. 3 eine teilweise Befreiung 
von der Nachweispflicht (nicht auch von der Registerpflicht) erteilt.  
Die Befreiung gilt nur unter den in Ziff. 3 genannten Voraussetzungen. Dies betrifft insbeson-
dere die dort genannten Abfallarten und die für den Transport auf das Betriebsgelände des 
Dienstleisters geltende Mengengrenze. Letztere entspricht der Regelung der Allgemeinver-
fügung der SAM vom 11.02.2015 zur Nachweisführung bei gefährlichen Abfällen aus Bau- 
und Handwerkstätigkeit. 
Soweit die Befreiung greift, wird im Übrigen die ordnungsgemäße Entsorgung der Abfälle 
über die Register der Beteiligten (entsprechend §§ 24 bis 25 NachwV) belegt. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist bei der SAM Sonderabfall-Management-Gesellschaft 
Rheinland-Pfalz mbH, Wilhelm-Theodor-Römheld-Str. 34, 55130 Mainz, schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift einzulegen. 
 
Mainz, den 1. August 2017 
 
SAM Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 34 
55130 Mainz 
 
 
 
Dr. Kropp  i.V. Lorig 
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34{0.
Allgemeinvetf ugung der

sAM Sotrdctablall-MalragemeBt-Gesellscbaft Rheirland-Pfalz mbg
zur Nachseislührug bei u.Dgefäbrlichen EBcD-h.ltig€n DäE|trstoffeD

aus Bau- utld Hatrdwerkrtätigkeit

Gemäß Q 4 Abs. 1 Satz 3 POP-Abfall-Überwachungs-Verordnulg (PoP-Abfalt-Überw9 in
Verbindung mit $ 26 Abs. 1 Satz I der Nachweisvercdnung (Nachw9 ergeht folgende

Allgemeinverfügurg:

Die Nachweisfilbrung über uttgef2ihlicbe HBcD-haltige Därtlmstoffe, welche im Rabmen der
eigeDeD Tätigkeit eüles Bau- oder Handwerksbetriebes (nachlolgeDd: Dienstleister) in Rhein-
land-Pfalz afuallen ü.rld anschließend auch h Rheinland-Pfalz entsolgt werdeD, kann wie
nachlolgend dalSestellt et:Iolgen:

1. Der Dienstleiste! bzw. sein Au.ftraggeber lührt einen elektronischen Entsolglülgs-
nachweis sowie elektronische Begleitscheine (entsprechend der SS 3 ff. und 10 ff.
Nachwtr'). Soweit der Diels eister Besitzer der bei sein€t Tätigkeit anlaUenden Abfäl-
le wird, hat er die gleichen Pflichten zuJ Nachweisführung wie sein AuJtraggeber als
AbfaUerzeuger. Im Ergebnis muss daher der erforderliche Nachweis von zumindest ei-
nem der Betäiligten geftthrt werden (vgl. Rdnr. ?2 der Mitteilung 27 de! Bund / Länder-
Arbeitsgemeinsihaft Abfa - LAGA, Vollzugshilfe zum abfallrechtlichen Nachweis-
verfalren, Standi 30. September 2009).

2. Oder die AbläIe werden aul der Baust€lle voD eil]em dazu befugteD EinsaEmler (2. B
Contaixerdienst) mit eineE elektronische! Saluuelentsorgulgsnachn'eis rmd elektrc-
nischen Begleitscheinen abgeholt (Holsystem, entsprechend der SS 9 und 13 Nachwv).
ber Dienst'ieister bzw. desJen Auftragleber erhält bei Abholulg einen Übernahme-
schein in Papierform als Beleg (entsprechend $ 12 i! Verbindung mit $ 21 Nachwv).

3. Oder der Dienstleister beIörded die Abfälle ohle EDtsorg:ungsnachweis u.nd Begleit-
schein selbst zu einer daftir zugelassenen Entsorgungsanlage (z B. Zwischenlager,
Vorbehandlungsanlage oder verbr€murgsaD.lage) oder zu seirem eigenen Betriebs-
gelliade (Briagiystern). Dies ist nur unte! folgenden voraussetzungeD zulässig:

3.1 Es handelt sich urn eine der oachlolgend genainten AblallarteD g€mäß Abfallver-
zeichnis-Vercdnung (AW):

Monofoaktion 1? 06 04 Därunrnaterial mit Ausnalune desjenigen, das
unter 1? 06 01* und 1? 06 03* lällt

Baumischäbfall
u!d
Verbundstoffe

1? 09 04 gemischte Bau- uld Abbruchabfele mit
Auslla}lme deienigen, die ülte! 1? 09 01*
1? 09 02* und 1? 09 03* fallen
r bedeutet gefährlicher Abfal

Soweit der Dienstleister die in Ziff. 3.1 gen;ten PoP-haltigen Abfälle ohne Entsor-
ornpsnacbweis und Becleitschein zu äiner daftlr zugelassenen Entsorgungsanlage
iran-sportiert, erfolgt dori die Annahme de! Abfälle durch den Anlagenbetreiber aul der
Grun'dlaEe eines vön ihm Aefirhrten Sarlllelentsorgungsnachweises ulld eines Begleit-
scheins 1äntsprechend 55 I und S 13 Nachwg. Im Belördercrleld des Begleitscheins hat
iich aeigetöiuer aet 

-E-ntso.gr.irgsanlage 
selbst einzutragen und ilo vermerkefeld die

Eintragung,,Selbstanlieferung" vorzunehmen

Zudem elhält de! anlielemde DiensUeister vom Betreiber der Eotsorgungsanlage ei!€n
Libernahmeschein in PaPierform (entsprechend $ 12 Nachwv) -Im verEerkefeld des

Übernahmescheins ist die Baustelle einzutragen, von der die AbJäIle starnmen

De! Dienstleiste! darl die in ziff. 3.1 genannten PoP-haltigen AbfäIIe nur dann ohne
Entsorpunqsnachweis und Begleltschein zu seineE eigenen Betriebsgelände transpor-
tl"r"". "*etät ai" eUtallmenAe-pro Abfallai und Baustelle maximal ZTQD!e4 bet!ägt

Er muss sicherstellen. dass die zeitweilige Lagerung der Abfäl]e aui dem Betriebs-
pelände im EinklaDs mit deD irDmissionsschutzrechtlichen, baurechtlichen, wasser-

i="t tfi"it"n, tt"na."iutzrechtlichen und sonstigen rechtlichen AnJorderungen erJolgt

LrnJaaüaiä cgf. erJorderlichen GenehmiSungerivorliegen (Ilinweis: Dies ist mit der je-
weils zustänaligen Behörde zu klären)

Die sDätere BeJörderun{ der Abfäüe zu einer zugelassenen Entsorgurgsanlage hat

".i"älatrri.rt .irrch ein-en Einsalonler aul der Grundlage gtiltiger Sammelentsor-
ä-E"""ctrweise ujld Begleitscheine zu erfolgen (Holsysten ab Betriebsgelände' ent-
i"""?rr""a es I üd 6 13-Nachw\1. Der Djenatleister erhält bei jeder Abholung einen

tlb"*.trmäs-ctrein irr"papierJorm (enuprechend 5 r2 Nachwv)

Alternativ hierzu ka$t der Dienstleister die AbläUe selbst vom eigenen Betriebs-gelän-
ä"," 

"io"","g"f"*""en 
Entsorgungsanlage bringen (Bringsystem ab Betriebsgelände)

f,r ai"""* f.ü 
"tt.tgt 

die Nac-hwöisfü]Eung gemäß Ziff.-3- 2, -wobii 
jedoch die ur-

öÄiri"it* a"i"u"E"uen (Bausteuen) nichtim vermerkefeld des Übemahmescheins
angegebeD werde! müssen

Sowohl im Falle von ziff 3.2 als auch tn Falle von z|ff. 3 3 hat der Dienstleister seinem

ÄuJtriiiiUer aen eUtransport der AbIälle von der Baustelle vor Begi'n- des TYanspo!-

ieia*ii-ui""" uot"rschri;benen Praxisbeleg (z B Lielerschein) mit folgenden Anga-
ben zu bescbeürigen:

- Ablallbezeichnung und Ablaltscblüssel gemä3 AW;

- befölderte Abfallmenge in Torylen (ggf geschätzt),

- Abtuhrdatum,

- Name uld Anschtift des Dielstleisters als Befördere!

- Narlre ulrd Anschrift des Auftraggebers unter Angabe der Baustelle,

3.3.1

3.4
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- Name und Anschrift der Entsorgungsarüage bzw. entsprechende Angaben zum Be"
triebsgelände des Dienstleisters (je nachdem, wohin die Abf:ile belördert weden).

3.5 Eine Auslertigulg des nach ziff. 3.4 zu führefldell Praxisbelegs oder ei! aoderes Do-
kument mit d=ensilben Angaben ist vom Dienstleister während des Transportes der
Abfälle von der Baustelle zu! EotsorguD€sanlage bzw. zrrlrl eigenm Betriebsgelände
mitzuführen und bei Kontrcllen vorzulegen.

3.6 Ftir den Fall, dass der Dienstleister im Falle von Ziff. 3.3 2 die Abiälle nach der zeit-
weiligen Lagerung aul seinem Betriebsgelände selbst zu eiler zugelassenen Entsor-
gungJanlage-trar:sfortiert, hat er wäbrena des TtaDE)odes ein Dokument mit folgenden
Angaben mjtzuiü.bren:

- Abfa.llbezeichnung und Abfallsch.ltissel gemä3 AW:

- belörderte Ablalktrelrge in Tonnen (ggL geschätzt),

- AbfuhrdatuD.

- Name und Anschrilt des DienstleisteN als Belörderer,

- Anschiift seines Betriebsgeläldes,

- Name uDd Ar$chrift der Entsorgurgsanlage.

3.7 Die Betei.listen haben die in den ziff 31 bis 3,6 genannten und filr sie bestitmten
tlektroniscf,en Nachweisdokumente oder papiergebundenen Belege h ih ablallrecht-
liches Register einzusteUe! (S 5 Abs l PoP-Abfall-itberwv in Verbindung mit $S 24

und 25 N;chwv). Einweis: Private llaushaltungeD sind nicht registerpflichtig.

3.8 Soweit für Abfalttrarsporte durch den Dienstleister nach der $-S-53 uld 54 Kreislauf-
;rtschaftsgesetz (KJViG) in Verbinduns mit der Anzeige- und Erlaubnisverordnung
(AbfAEV) e-iae Anzeige- oder Erlaubnistflicht besteht. bleibt diese von der.vorliegen-
äen algemeinvertüging unberülfi Gl;iches gilt tiir ggl bestebende Genehmigungs-
Frfordeirisse nach anderen RechtsvorschrifLen.

Nebenbestim$ungen:

1. Die mit der vorliegenden Allgem€inverfügung zugelassene 
-Abweichurlg 

vom Nach-
weiwertatrren kani iederzeit, äuch nur gegentiber etrzelnen NachweispflichtigeD' $ri-
demrlen oder mit N;benbestiDmungen (2. B Bedingugen oder AuJlagen) veE€hen
werden. hsbesondere bei einer linde-runA der Vorschriften zur (elektronischen) Nach-
weis- und RegisterfütlnEg oder bei Verstbßen der nachweispfLichtigen PeNoneD gegen

Bestimmungelr dieser Allgemeinverf ilgr]ng.

2. DieseAllgemeinvedügungergehtgebübreDfrei

Begrtirldung:

Gemdß 6 4 Abs. l Satz 3 PoP'Abfall-Überwv in Verbindung mit S 26 Abs l Satz l Nachwv
t"-r"ää irita"aii" Behdrde aul Antag oder von Amrs wegen ehen zur Nachweisfilhrung
Viäififrt"i"" 

""""aer 
Nachwersführung-ganz oder ftlr einzelie Abfallarten unter dem Vorbe-

üi;;; ini;;#;-fr=tsielren, soweit d"aäurch eine BeeinträchtiSung des wohls der AJlge-

meinheit nicht zu beftirchten ist

Im Rabmen der TätiEkeit von DieDstleistertr lallen häulig ungef:ihrliche HBcD-haltige
na"iÄliäÄJ 

"". 
ott-it handelt es sich um kleinere Abfallaengen, die im Rahmen des Bau-

J"Uärl"f."frt. U"it" Kunden mitgenommen u''d entweder düekt zu einer Entsorgungsanlage

,e"tiä"iti ."ta"" oder aber aul äem Betriebsgelände des Dienstleisters zur weitergehencle_n

i"t"ä"ä*" ü"i"it"".tellt werden ln beiden Fä"uen sind gemäß S 4 Abs l POP-Abfall-Uberwv
;;ä?;tli;' ;i;t1ü;üe isämner-ttntsorcungsnacf,weise'und Begleitscheine zu fülEen
firLiä!ä'üri'älinauÄs ä1. ;"*iatrnisÄaßig angesehen. Die Alternative, näm.lich die

AuhraqE-eber auJ die Abh;lung durch gewerbliche Entsorgungsurtemehmen zu velwetsen'

l"ääi'iä?iui'r,i"r" Äuii"ge"üii "i""" 8;os"n Aufwand und_ist mit hohen zusatzkosren ver-

ür"ä"ir.'z"ai", i,uiJdiei-vor altem bii nur geringen Abtaltmengen_(2. B- wenigen Dämm-
;;it"; dr"-jr" ä"üen einer Dachreparai* "tfr"1ö 

L"ut:o t"-ut6ar' vor diesem Hint€rgn$d
il/ild^'ilä.;;;i;F"tlm*te["hoo aut h ziff 3 eine teilweise Befreiung vod der Nach-

weispnlcht liictrt auch von der Registerpflicht) erteilt

Die Befleiung gilt nur unter den irc Ziff. 3 genannten Vomussetzungen- Dies betrilft insbeson-

ä"ä-a1t ä"tig'"""-"t ten eufallarten unä'die ftir den Transport aüf das Betripbspelände des

Dienstleisters geltena" n"og"ngr"or"lääJ""t"pti"fti a'"" Regelung d€r Alg;inein'erfü-
.-n äiii-afvr- torn tl. Feüruä'r 2015 zur Nachweisfiihrung bei gefährlichen Abfällen aus

Eaul und Handwerkstätigkeit.

Soweit die Betreiung geift, vird im Übrigen die ordnungsgemäß-e-Entsolgung der Abfälle

iu"rä" n"äit"" a"i-e'"t"tltgten (entsprechind $$ 24 bis 25 Nachwv) bel€gt

Rechtsbehellsbelehrung:

ceEen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nachBekaontgabe widerspruch erhoben

;::;il'ö; wiä;;;oäÄ i.t u"i aei iev sonaerabfall-Manage-ment-cesellschaft Rhein-

ffi;"ü#ädü, üü;"ü_ril."a-",_no.i]"rä_sti 34, 55130 Maü;, schrifrrich oder mündlich

zur Niederschrilt einzulege!.

Mainz, den 1. August 201?

SAM SonderabIall-Management-Cesellschaft
Rheioland-Plalz mbH

Dr' KroPP
i V Lorig


